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Das neue Strafrecht — bedeutsamer Schritt
zur Festigung unseres sozialistischen Rechtsstaates

Am 12. Januar 1968 beschloß die Volkskammer der 
DDR in zweiter Lesung ein bedeutsames komplexes 
Gesetzeswerk auf dem Gebiet des Strafrechts: das neue 
Strafgesetzbuch, die neue Strafprozeßordnung, das Ein­
führungsgesetz zum Strafgesetzbuch und zur Strafpro­
zeßordnung, das Gesetz %ur Bekämpfung von Ord- 
nungswidrigkeiten sowie das Gesetz über den Vollzug 
der Strafen mit Freiheitsentzug und über die Wieder­
eingliederung Strafentlassener in das gesellschaftliche 
Leben. Mit diesen Gesetzen wird der systematische 
Ausbau unserer sozialistischen Staats- und Rechtsord­
nung entsprechend dem Stand unserer gesellschaft­
lichen Entwicklung fortgeführt. Andere wesentliche 
Normativakte, z. B. ein neues Strafregistergesetz, die 
Verordnung über die Verfolgung von Verfehlungen, 
eine Verordnung über Ordnungswidrigkeiten, befinden 
sich in Vorbereitung.
Im folgenden veröffentlichen wir im Anschluß an den 
Abdruck der gemeinsamen Stellungnahme des Verfas- 
sungs- und Rechtsausschusses der Volkskammer sowie 
der Ausschüsse für Auswärtige Angelegenheiten, für 
Nationale Verteidigung und für Eingaben der Bürger 
(NJ 1968 S. 65 ff.) weitere wichtige Materialien aus der 
Beratung der Volkskammer am 12. Januar 1968, in 
denen Charakter und Bedeutung der neuen Gesetze 
erläutert werden. D. Red.

Aus den Stellungnahmen
der Ausschüsse der Volkskammer
Abgeordneter Dr. HEINZ LÜDER, Berichterstatter der 
Ausschüsse der Volkskammer für Industrie, Bauwesen 
und Verkehr und für Haushalt und Finanzen:
Die Mitglieder beider Ausschüsse gelangten zu der Auf­
fassung, daß ähnlich wie beim Gesundheits- und Ar­
beitsschutz auch zur Verhütung von Straftaten der 
Prophylaxe eine große Bedeutung zukommt und des­
halb besonders das koordinierte Vorgehen der Be­
triebe mit den gesellschaftlichen Organen zu entwik- 
keln ist. Schlechte Leitungstätigkeit,-mangelhafte Kon­
trolle und mangelhafte Kollektivarbeit wirken vielfach 
begünstigend für eine Reihe von Straftaten und Ver­
fehlungen. Es ist daher zu begrüßen, daß den Leitern 
und den Kollektiven durch diese Gesetze eine hohe 
Verantwortung übertragen wird.
Im Art. 3 StGB wird dazu gesagt, daß allen Leitern 
der Betriebe die Aufgabe zufällt, die Bürger zu höch­
ster Wachsamkeit gegenüber feindlichen Anschlägen 
und feindlichen ideologischen Einflüssen und zur Un­
duldsamkeit gegenüber Verletzungen der sozialistischen 
Gesetzlichkeit und Disziplin zu erziehen.
Ständige fachliche sowie politisch-ideologische Quali­
fizierung in allen wirtschaftlichen, politischen und be­
trieblichen Fragen sind als Bestandteil der wissen­
schaftlichen Leitungstätigkeit eine der wichtigsten Vor­

aussetzungen für verantwortungs- und pflichtbewußtes 
Handeln eines jeden Werktätigen.
Für die Arbeit der Industrie, des Bauwesens und des 
Verkehrs besitzt — wie in der Beratung beider Aus­
schüsse mehrfach zum Ausdruck kam — das fünfte Ka­
pitel des Besonderen Teiles im Strafgesetzbuch her­
vorragende Bedeutung. Die Festlegungen dieses Kapi­
tels über Straftaten gegen das sozialistische Eigentum 
einerseits und die Volkswirtschaft andererseits sind 
die Grundlage für eine bewußt differenzierte sowie 
eine exakte tatbestandsmäßige Erfassung von wirt­
schaftsschädigenden Handlungen, die sich beispiels­
weise gegen die Fonds unseres neuen ökonomischen 
Systems richten und deshalb zur Sicherung der plan­
mäßigen Entwicklung der sozialistischen Volkswirt­
schaft unserer Republik bekämpft werden müssen.

Die Strafbestimmungen sichern auch, daß strafrecht­
liche Mittel auf diesem Gebiet nur dann zur Anwen­
dung gelangen, wenn andere rechtliche Möglichkeiten, 
wie beispielsweise die disziplinarische oder materielle 
Verantwortlichkeit, zur wirksamen Bekämpfung von 
Rechtsverletzungen im Bereich der Volkswirtschaft 
nicht ausreichen. Sie schmälern in keiner Weise die 
Verantwortung der Konfliktkommissionen, der Leiter 
und der Kollektive. Die Mitglieder beider Ausschüsse 
sind der Auffassung, daß im Gegenteil die Verantwort­
lichkeit der Konflikt- und Schiedskommissionen durch 
die vorliegenden Gesetze weiter erhöht wird. Diese 
Kommissionen nehmen wichtige Aufgaben im Kampf 
der Gesellschaft um die Einhaltung des Rechts und die 
gesellschaftliche Erziehung von Gesetzesverletzern 
wahr.
Volle Unterstützung findet die erstmalige Aufnahme 
des § 169 über das Wirtschafts- und Entwicklungsrisiko, 
eines Paragraphen, der dazu dient, die schöpferische 
Initiative der Werktätigen und die Entscheidungsfreude 
weiter zu fördern. Die stürmische Entwicklung in allen 
Zweigen der Volkswirtschaft verlangt oft Entschei­
dungen, die trotz sorgfältiger Vorbereitung auch mit 
einem Risiko verbunden sein können. Wir sind der 
Meinung, daß durch die Festlegungen im 5. Kapitel der 
schöpferischen Initiative keine Grenzen gesetzt werden 
und daß die Bereitschaft, Verantwortung zu überneh­
men, wesentlich gefördert wird. Durch eine zielstrebige 
Kaderpolitik und Qualifizierung ist jedoch zu sichern, 
daß in allen Leitungsebenen die Voraussetzungen da­
für geschaffen werden, daß, gestützt auf das Kollektiv, 
Entscheidungen auch fachgerecht getroffen werden 
können. § 169 über das Wirtschafts- und Entwicklungs­
risiko ist somit kein Freibrief für unwissenschaftliche 
Leitungstätigkeit und für verantwortungsloses Han­
deln beispielsweise bei Forschungs- und Entwicklungs­
arbeiten.
Auch das Kapitel 7 „Straftaten gegen die allgemeine 
Sicherheit“ reicht weit in das Geschehen der Volks-
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